
 

 

 

EU: Neue UBO-Vorschriften treten in Kraft 
Noch ein Jahr bis zum Inkrafttreten 

 

 

   

 

In Kürze Ihre Kontakte 

Wirtschaftlicher Eigentümer und Transparenzregister: Wesentliche Änderungen im Rahmen 

des EU-Gesetzespakets zur Bekämpfung von Geldwäsche 

Die EU-Geldwäscheverordnung (EU) 2024/1624 (EU-GwVO) wird ab dem 10. Juli 2027 einen 

vollständig harmonisierten Rahmen für die Identifizierung und Offenlegung wirtschaftlicher Eigentümer 

(„UBOs“) in der gesamten EU schaffen. 

Die neuen Regelungen erweitern die bestehenden Pflichten im Zusammenhang mit dem 

Transparenzregister erheblich, verschärfen die Anforderungen an die Identifizierung von UBOs und 

führen umfassendere Melde- und Compliance-Verpflichtungen ein.  

Unternehmen, die innerhalb der EU tätig sind oder künftig tätig werden – einschließlich ausländischer 

Unternehmen –, sollten sich frühzeitig mit den Anforderungen der EU-GwVO vertraut machen und ihre 

Eigentums- und Kontrollstrukturen sowie ihre Dokumentations- und Meldeprozesse überprüfen, um 

eine rechtzeitige und vollständige Compliance mit der EU-GwVO sicherzustellen. 
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Wichtige Änderungen 

1. Harmonisierter EU-weiter Rechtsrahmen 

Die EU-GwVO wird wesentliche Elemente nationaler Regelungen ersetzen, darunter auch das 

deutsche Geldwäschegesetz (GwG). Sie etabliert einen einheitlichen Transparenzstandard für die 

gesamte EU, schränkt den nationalen Ermessensspielraum erheblich ein und soll die bisherige 

Fragmentierung bei der Identifizierung und Meldung wirtschaftlicher Eigentümer beseitigen. Ein 

zentrales Element der neuen Regelung ist die Vernetzung nationaler Transparenzregister über eine 

einheitliche europäische Plattform, die den zuständigen Behörden einen grenzüberschreitenden Zugriff 

auf Informationen zu Eigentums- und Kontrollstrukturen innerhalb der EU ermöglichen wird.  

2. Handlungsbedarf! Erweiterte Anforderungen an die Identifizierung von 
wirtschaftlichen Eigentümern 

Die EU-GwVO definiert den Begriff des wirtschaftlichen Eigentümers neu und führt ein verbindliches 
zweistufiges Prüfverfahren ein: 

Eigentumstest: 

▪ Beteiligungen oder Stimmrechte von mindestens 25 % begründen die Stellung als 
wirtschaftlicher Eigentümer (eine Beteiligung von genau 25 % reicht bereits aus, um den 
Schwellenwert zu erreichen) 

▪ In bestimmten Hochrisikosektoren können die Schwellenwerte auf bis zu 15 % abgesenkt 
werden 

Kontrolltest: 

▪ Gilt parallel zum Eigentumstest und dient nicht nur als Auffangtatbestand 

▪ Erfasst schuldrechtliche, stimmrechtsbezogene und faktische Kontrollvereinbarungen 

Erst wenn weder anhand des Eigentumstests noch des Kontrolltests ein wirtschaftlicher Eigentümer 
identifiziert werden kann, dürfen Mitglieder der Führungsebene als Auffanglösung gemeldet werden – 
ohne dass diese als (fiktive) wirtschaftliche Eigentümer gelten. 
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3. Handlungsbedarf! Erweiterte Meldepflichten für UBOs 

Umfang und Detailgenauigkeit der zu übermittelnden Informationen werden erheblich erweitert. 

Zu den zu meldenden personenbezogenen Daten gehören (unter anderem): 

▪ Geburtsort und vollständiges Geburtsdatum 

▪ Vollständige Wohnadresse 

▪ persönliche Identifikationsnummer 

▪ Staatsangehörigkeit(en) 

Zudem müssen folgende Strukturdaten gemeldet werden: 

▪ Vollständige Eigentumsverhältnisse / Organigramme 

▪ Beteiligungsanteile auf jeder Ebene der Struktur 

Unternehmen sind außerdem verpflichtet, den gesamten Identifizierungs- und Prüfprozess 
nachvollziehbar zu dokumentieren, einschließlich der Gründe für die Identifizierung oder den 
Ausschluss einzelner Personen als UBOs. 

4. Handlungsbedarf! Strengere Fristen und fortlaufende Compliance-
Verpflichtungen 

Die EU-GwVO verschärft sowohl die Meldefristen als auch die laufenden Überwachungsvorschriften: 

▪ Erstmeldung muss unmittelbar nach Gründung erfolgen, in jedem Fall jedoch innerhalb 
von 28 Tagen 

▪ Sämtliche meldepflichtigen Änderungen sind unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb 
von 28 Tagen, zu melden 

▪ Eine obligatorische jährliche Überprüfung der UBO-Daten ist erforderlich  

5. Handlungsbedarf! Erweiterter Geltungsbereich – einschließlich Nicht-EU-
Unternehmen 

Die neuen Vorschriften erweitern den Kreis der meldepflichtigen Unternehmen erheblich: Außerhalb 
der EU gegründete Unternehmen können zur Meldung ihrer wirtschaftlichen Eigentümer verpflichtet 
sein, insbesondere wenn sie: 

▪ Immobilien innerhalb der EU erwerben 

▪ Geschäftsbeziehungen mit EU-Unternehmen eingehen (vorbehaltlich einer 
risikobasierten Bewertung) 

▪ An öffentlichen Ausschreibungen oder Transaktionen mit hohem Wert beteiligt sind 

Nominee-Vereinbarungen müssen offengelegt werden, einschließlich der Identität des Nominees und 

der wirtschaftlichen Eigentümer. 

Trusts und ähnliche Rechtsgestaltungen müssen alle relevanten Identifizierungsdaten offenlegen, 
einschließlich Angaben zu Stiftungsgebern, Treuhändern und Begünstigten. 

6. Verstärkte Durchsetzung und Sanktionen 

Die EU-GwVO verpflichtet EU-Mitgliedstaaten zur Einführung wirksamer und abschreckender 
Sanktionen bei Verstößen gegen die Transparenzregisterpflichten. Dazu gehören: 

▪ Bußgelder 

▪ Löschung nicht konformer Unternehmen aus dem Handelsregister 

▪ Beschränkung von Stimmrechten 

▪ Dividendenausschüttungsverbote 

Nationale Sanktionsregelungen sollen in den kommenden Tagen veröffentlicht werden. 
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Ausblick 

Zwar ist zu erwarten, dass die EU-GwVO die Identifizierung wirtschaftlicher Eigentümer in 

grenzüberschreitenden Strukturen langfristig vereinfachen wird. Kurz- bis mittelfristig werden die 

neuen Vorschriften jedoch voraussichtlich zu einer erhöhten Komplexität sowie zu einem erheblichen 

administrativen und organisatorischen Mehraufwand führen. Insbesondere die erweiterte Definition 

des UBO, die verschärften Melde- und Dokumentationsanforderungen sowie die Einführung 

fortlaufender Compliance-Pflichten werden viele Unternehmen dazu veranlassen, ihre bestehenden 

Prozesse und Governance-Strukturen zu überprüfen und anzupassen. Unternehmen sollten die 

verbleibende Vorbereitungszeit nutzen, um jetzt die bestehenden Einträge im Transparenzregister zu 

überprüfen, Eigentums- und Kontrollstrukturen neu zu bewerten und ihre internen Dokumentations- 

und Meldeprozesse auf die künftigen Anforderungen auszurichten.  

Weitere Leitlinien und Auslegungshinweise der Europäischen Kommission bleiben abzuwarten und 

werden für die Konkretisierung einzelner Regelungsbereiche sowie die Klärung offener 

Auslegungsfragen von erheblicher Bedeutung sein. 

Kontaktieren Sie uns gerne bei konkreten Fragen zu den Auswirkungen der EU-GwVO auf Ihr 

Unternehmen! 

 

 


